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Wien, 25. Jänner 2006

EINSCHREIBEN

An das

BMSG – Sektion 4

z. H. Dr. Max Rubisch

z. H. Dr. Peter Luschin

Stubenring 1

1010 Wien

Sehr geehrte Herr Dr. Rubisch!

Sehr geehrter Herr Dr. Luschin!

Das Forum Gleichstellung – der Zusammenschluss von Expertinnen und Experten in Form eines Arbeitsbündnisses im Gleichstellungsbereich – nimmt ihre Einladung zur Stellungnahme zum Bundes-Behindertengleichstellungs-Begleitgesetz gerne an.

Einleitung:

Ausgehend von dem vom Bundeskanzleramt / Verfassungsdienst im März 1999 herausgegebenen und 120 Seiten umfassenden Endbericht der "Arbeitsgruppe zur Durchforstung der österreichischen Bundesrechtsordnung hinsichtlich behindertenbenachteiligender Bestimmungen", war und ist es der Behindertenbewegung ein dringendes Anliegen, dass bekannte diskriminierende Bestimmungen in Bundesgesetzen beseitigt werden.

Am 13. Juli 1999 wurde als einer der ersten Schritte zur Beseitigung von Behindertendiskriminierungen im Bundesrecht ein ”Bundesgesetz, mit dem zur Beseitigung behindertendiskriminierender Bestimmungen das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, das Arbeiterkammergesetz, die Allgemeine Bergpolizeiverordnung, die Bundesabgabenordnung, das Finanzstrafgesetz, die Abgabenexekutionsordnung, das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch, das Gerichtsorganisationsgesetz und die Strafprozeßordnung 1975 geändert werden”, beschlossen. 

Wir sehen das nun vorliegende Bundes-Behindertengleichstellungs-Begleitgesetz als weiteren wichtigen und begrüßenswerten Schritt zur Schaffung einer diskriminierungsfreien Bundesrechtsordnung. 

Dem ÖVP-FPÖ Regierungsprogramm vom 28. Februar 2003 sind folgende paktierte Regierungsziele im Kontext der Behindertengleichstellung zu entnehmen: „... Vorlage eines Bündelgesetzes auf Grundlage der Ergebnisse einer Arbeitsgruppe im Verfassungsdienst über die Diskriminierung behinderter Menschen in den verschiedensten Gesetzesmaterien aus 1999; Durchforstung der Berufsausbildungs-, Ausübungs- und Zugangsgesetze auf Diskriminierung behinderter Menschen ...“

Das Forum Gleichstellung anerkennt die Bemühungen im Rahmen des Bundes-Behinder​tengleichstellungs-Begleitgesetzes. Der vorliegende Begutachtungsentwurf konzentriert sich weitgehend auf den Bereich der Arbeitswelt. 

Dies ist auch insoweit nachvollziehbar, als einige in diesem Entwurf enthaltene bestehende bundesgesetzliche Regelungen im Widerspruch mit der bis Dezember 2003 in Österreich umzusetzen gewesenen EU-Richtlinie 2000/78/EG (Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf) stehen. Die EU-Richtlinie wurde nun mit dem seit 1. Jänner 2006 in Kraft befindlichen so genannten Behindertengleichstellungspaket umgesetzt und es scheint konsequent, mit diesem Begleitgesetz notwendige Nachbesserungen im Bundesrecht durchzuführen.

Um den Weg fortzusetzen, ist allerdings noch eine Reihe von weiteren Bündelgesetzen in dieser Art notwendig. Der Gesetzgeber hat dies auch schon erkannt und z. B. ein Bündelgesetz zur faktischen Verbesserung der Rahmenbedingungen der Österreichischen Gebärdensprache im Bundesrecht angekündigt. Weitere Bereiche, die einer besonderen Aufmerksamkeit bedürfen, sind der Bildungs- und der Verkehrsbereich.

Wir erinnern in diesem Zusammenhang, dass das Forum Gleichstellung bereits am 18. November 2003 einen Entwurf für ein Behindertengleichstellungsgesetz dem BMSG übermittelt hat, welcher neun Seiten (ab Seite 16) Abänderungsteil bestehender Gesetze beinhaltet und bisher noch nicht umgesetzt wurde. Dieser Text wurde vom BMSG am 19. Jänner 2004 im Rahmen der Vorbegutachtung versandt und damit offiziell den anderen Ministerien zugestellt und zur Kenntnis gebracht.

(Siehe: http://www.gleichstellung.at/ag/texte/forum_entwurf031118.doc)

Zum vorliegenden Entwurf

eines Bundes-Behindertengleichstellungs-Begleitgesetzes erlaubt sich das

Forum Gleichstellung nun nachstehend wie folgt Stellung zu nehmen:

· Zu Art. 1 bis 19:

Hinsichtlich der vorgeschlagenen Neutextierungen der Eignungskriterien für den Zugang zu den verschiedenen Berufen besteht seitens des Forum Gleichstellung kein Einwand.

Bemerkt wird allerdings, dass diese Maßnahme sich nicht in einer bloßen Umformulierung von Gesetzesbegriffen erschöpfen darf sondern damit auch eine Neuorientierung im Hinblick auf die Interpretation und Vollziehung dieser Bestimmungen einhergehen muss. 

Gerade die aus der jüngeren Vergangenheit bekannten Fälle, dass etwa einer blinden Juristin wegen ihrer Blindheit die körperliche Eignung zur Ausübung des Richteramtes oder einer gehörlosen Frau wegen ihrer Gehörlosigkeit die körperliche Eignung zum Lehramtsstudium an der Pädagogischen Akademie abgesprochen werden sollte, müssen durch die von der Gesetzgebung beabsichtigte Initiative künftig der Vergangenheit angehören.

Es wird daher seitens des Forums Gleichstellung angeregt, den Umstand, dass durch diese Neutextierung der Eignungsvoraussetzungen auch die aus der Vergangenheit bekannten diskriminierenden Berufszugangsschranken für verschiedene Gruppen behinderter Menschen, insb. sinnesbehinderte Menschen, beseitigt werden sollen, ausdrücklich und deutlicher als bislang in die Erläuterungen zum Gesetzesentwurf aufzunehmen. 

Ferner wäre auf diese Intention des Gesetzgebers auch in einem allfälligen Durchführungserlass zum Bundes-Behindertengleichstellungs-Begleitgesetz ausdrücklich hinzuweisen und erforderlichenfalls auch eine klare Dienstanweisung zur diskriminierungsfreien Interpretation und Vollziehung dieser Bestimmungen herauszugeben.

Ergänzend wird angeregt, eine entsprechende inhaltliche Änderung des Begriffes „körperliche und geistige Eignung“ auch in § 2 Abs. 2 Z 1 lit. D des Sachverständigen- und Dolmetschergesetzes, BGBl. Nr. 137/1975, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 115/2003, der diese behindertendiskriminierende Eignungsvoraussetzung ebenfalls noch enthält, vorzunehmen, da für spezifische Fragen zur Behindertengleichstellung - z. B. Barrierefreiheit - wohl auch Menschen mit Behinderungen als allgemein beeidete oder gerichtlich zertifizierte Sachverständige in die Gerichtssachverständigen- und Gerichtsdolmetscherliste einzutragen sein werden. Gerade die Eintragung von Menschen mit Behinderungen als Expertinnen und Experten in eigener Sache in die Sachverständigen- und Dolmetscherliste darf wohl nicht an der diskriminierenden Zugangsvoraussetzung "körperliche und geistige Eignung" scheitern.

In diesem Zusammenhang sei seitens des Forum Gleichstellung aber auch noch auf die Bestimmung des § 3 der Führerscheingesetz-Gesundheitsverordnung, BGBl. II Nr. 322/1997, zuletzt geändert durch BGBl. II Nr. 427/2002, hingewiesen. Hier heißt es in § 3 Abs. 1 Z 1 und 3, dass zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer bestimmten Fahrzeugklasse gesundheitlich geeignet gilt, wer für das sichere Beherrschen dieser Kraftfahrzeuge und das Einhalten der für das Lenken dieser Kraftfahrzeuge geltenden Vorschriften ... die nötige körperliche und psychische Gesundheit besitzt, ... ausreichend frei von Behinderungen ist und ... aus ärztlicher Sicht über die nötige kraftfahrspezifische Leistungsfähigkeit verfügt.

Um die gesundheitliche Eignung nachzuweisen, ist der Behörde gem. § 3 Abs. 1 letzter Satz FSG-GV ein ärztliches Gutachten gemäß § 8 Abs. 1 oder 2 FSG vorzulegen. Ergibt sich aus der Vorgeschichte oder anlässlich der Untersuchung der Verdacht auf das Vorliegen eines Zustandes, der die Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen einschränken oder ausschließen würde, so ist nach § 3 Abs. 3 FSG-GV gegebenenfalls die Vorlage allfälliger fachärztlicher oder verkehrspsychologischer Stellungnahmen zu verlangen.

Die Kosten für diese ärztlichen Untersuchungen und Stellungnahmen sind gem. § 23 FSG-GV auch vom Antragsteller für eine Lenkberechtigung nach Maßgabe der in § 23 angeführten Tarife selbst zu tragen. Dabei fällt jedoch auf, dass gerade beim Vorliegen einer Behinderung eine erhöhte Kostentragungspflicht gegenüber nichtbehinderten Bewerbern um eine Lenkberechtigung besteht, was aus Sicht des Forum Gleichstellung jedenfalls eine Diskriminierung auf Grund der Behinderung darstellt. So ist z. B. nach § 23 Abs. 2 FSG-GV für eine fachärztliche, amtsärztliche oder eine Nachuntersuchung aufgrund einer befristet ausgestellten Lenkberechtigung oder für die Durchführung einer Beobachtungsfahrt – z. B. nach § 9 Abs. 2 FSG bei behinderungsbedingt erforderlichen Kraftfahrzeugsumbauten - eine gesonderte Gebühr zu entrichten, was vor dem Hintergrund, dass beim Vorliegen bestimmter Behinderungen in der Regel nur zeitlich befristete Lenkberechtigungen ausgestellt werden, die längstens alle fünf Jahre neu zu beantragen sind, und auch sehr häufig Beobachtungsfahrten erforderlich sind, jedenfalls relevant wäre. 

Seitens des Forum Gleichstellung wird daher angeregt, besondere Begutachtungen bzw. Stellungnahmen und Beobachtungsfahrten, die lediglich wegen des Vorhandenseins einer Behinderung erforderlich sind, im Sinne eines chancengleichen und gleichberechtigten Zuganges zu einer Lenkberechtigung gebührenfrei zu stellen. § 23 FSG-GV wäre daher dementsprechend abzuändern.

Die Formulierung in Ziffer 3 „ausreichend frei von Behinderungen“ sollte ersatzlos gestrichen werden, da die kraftfahrspezifische Leistungsfähigkeit in Ziffer 4 ohnehin gefordert ist. Eine Behinderung (richtiger wäre hier „Beeinträchtigung“) kann nicht als Kriterium herangezogen werden, wenn die kraftfahrspezifische Leistungsfähigkeit – z. B. durch Hilfsmittel – besteht.
Der Vollständigkeit halber wird auch darauf hingewiesen, dass in § 8 Abs. 6 Z 1 des Führerscheingesetzes (FSG), BGBl. I Nr. 120/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 152/2005, die Wendung „Leiden und Gebrechen“ enthalten ist, die bereits durch die Arbeitsgruppe zur Durchforstung des Bundesrechts nach behindertendiskriminierenden Bestimmungen im Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes im Jahr 1999 als sprachliche Diskriminierung festgestellt wurde und somit im Sinne einer zeitgemäßeren Formulierung abzuändern wäre.

· Zu Art. 20 und 21:

Die beabsichtigte Lockerung der Notariatsaktspflicht für Urkunden über Rechtsgeschäfte bestimmter sinnesbehinderter Personen und die Ausdehnung der davon umfassten banküblichen Geschäfte im Hinblick auf Girokonten durch die vorgeschlagene Änderung des § 1 Abs. 1 lit. E NotariatsaktsG wird grundsätzlich aus Sicht des Forum Gleichstellung begrüßt.

Inhaltlich wird dazu jedoch noch auf folgenden Aspekt hingewiesen:

Nach dem neu zu fassenden § 1 Abs. 1 lit. e sollen Rechtsgeschäfte des täglichen Lebens und bankübliche Verträge, die sich auf ein Girokonto beziehen, blinde Personen auch dann ohne Notariatsakt schließen können, wenn sie durch ein geeignetes technisches Hilfsmittel – gemeint sind wohl z. B. Scanner und Screenreader - vom Inhalt der Urkunde Kenntnis erhalten. Sollte das Hilfsmittel fehlerhaft - etwa bei verwechslungsfähigen Zahlen - lesen, so ist es nicht geeignet und das Rechtsgeschäft mangelhaft. Die behinderte Person könnte sich in diesem Fall – so die Erläuterungen - nach § 1 Abs. 3 NotariatsaktsG zu ihrem Schutz auf die Ungültigkeit des Rechtsgeschäftes berufen.

Wenngleich dies so deutlich in den Erläuterungen nicht gesagt wird, ist aber unter Zugrundelegung einer teleologischen Interpretation doch davon auszugehen, dass man sich künftig als blinder Mensch grundsätzlich dann von der Notariatsaktspflicht bei Geschäften des täglichen Lebens und banküblichen Verträgen, die sich auf ein Girokonto beziehen, befreien kann, wenn man den tatsächlichen Inhalt der Urkunde mit technischen Hilfsmitteln, wie beispielsweise einem Scanner, richtig feststellen konnte. Das heißt, dass der Scanner grundsätzlich als geeignetes technisches Hilfsmittel in diesem Kontext zu gelten hat.

Das Rechtsgeschäft wäre wohl nur dann mangels Notariatsaktes ungültig, wenn im Einzelfall wegen eines Erkennungsfehlers des Gerätes vom blinden Menschen tatsächlich ein Inhalt der Urkunde falsch gelesen wurde. Wollte man den Gehalt dieser geplanten Lockerung der Notariatsaktspflicht nicht so interpretieren, so käme im Ergebnis heraus, dass das Feststellen des Inhalts einer Urkunde mit einem Scanner nie von der Notariatsaktspflicht befreien könnte, da es ja so gut wie keine, für den "Otto Normalverbraucher" leistbare, Scannertechnologie gibt, die eine 100% fehlerfreie Texterkennung gewährleisten kann; damit wäre aber das technische Hilfsmittel Scanner, das aus dem selbständigen Leben sehbehinderter und blinder Menschen kaum mehr wegzudenken ist, stets als ungeeignet anzusehen. 

Eine solche Intention des Gesetzgebers würde diese Lockerung der Notariatsaktspflicht für blinde Privatpersonen im rechtsgeschäftlichen Verkehr weitestgehend zur inhaltslosen Makulatur werden lassen, so dass das Forum Gleichstellung davon ausgeht, dass der Gesetzgeber diese Intention nicht verfolgt. Um aber derartige Unklarheiten in der künftigen Vollziehung dieser neugefassten Bestimmung hint anzuhalten, wird seitens des Forum Gleichstellung angeregt, als grundsätzlich geeignetes Hilfsmittel zur Feststellung des Inhaltes einer Urkunde über ein Rechtsgeschäft die Scannertechnologie sowie den Einsatz von Computern mit Screenreadern bzw. Vergrößerungssoftware und den marktüblichen Anwendungen – z. B. Textverarbeitung, E-Mail etc. - ausdrücklich in den Erläuterungen anzuführen.

Zu den Erläuterungen zu Art. 20 und 21 wird ferner angemerkt, dass hier immer wieder der Begriff "Stumme" verwendet wird, der eine sprachliche Diskriminierung darstellt und nach dem Novellentext deshalb in "der lautsprachlichen Kommunikation nicht mächtigen Personen" geändert werden soll. Es wäre daher der Wortlaut der Erläuterungen an jenen des vorgeschlagenen Gesetzestextes anzupassen.

Ebenso wären die Begriffe "Blinde" und "Gehörlose" in "blinde und gehörlose Personen" entsprechend dem Gesetzestext zu ändern, da auch die Reduktion einer Person auf ihre Behinderung durch die substantivierte Verwendung dieser Eigenschaft als weit verbreitete sprachliche Diskriminierung bekannt ist.

Das Forum Gleichstellung ersucht um entsprechende Berücksichtigung der obigen Ausführungen und verbleibt

mit vorzüglicher Hochachtung

für das Forum Gleichstellung
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